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Netzwerk Rechte der Natur e.V. 

Satzung 
Präambel 

Das Netzwerk Rechte der Natur ist ein Verein. In einer ehrenamtlich und gemeinnützig 
wirkenden Gemeinschaft streben seine Mitglieder an, dass der Gesetzgeber der 
Bundesrepublik Deutschland eigene Rechte der Natur in die Gesetze und insbesondere in 
das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland einbringt, dies in der Überzeugung, dass 
die Natur als Rechtsperson die Lebensgrundlagen für die Erde, Menschen, Tiere, Pflanzen, 
Wasser, Boden und Luft gegen die alles Leben gefährdende menschliche Nutzung schützt 
und bewahrt. Das Sterben der Arten muss verhindert, die Eindämmung des Klimawandels 
entsprechend der wissenschaftlichen Erkenntnisse und den von Deutschland ratifizierten 
internationalen Abkommen (Klima, Biodiversität, Desertifikation u.a.) umgesetzt werden.  

 

§ 1 Name und Sitz 

(1) Der Verein führt den Namen „Netzwerk Rechte der Natur e.V.“ 
 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Hamburg-Eimsbüttel. Der Verein ist in das Vereinsregister des 
Amtsgerichtes Hamburg einzutragen. 
 

§ 2 Zweck des Vereins 

(1) Zweck des Vereins ist die Förderung des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Sinne 
des Bundesnaturschutzgesetzes und der Naturschutzgesetze der Länder, des 
Umweltschutzes und die Förderung des Tierschutzes. 
 

§ 3 Zweckverwirklichung 

Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch 

(1) Schaffung von juristischen Grundlagen für eigene subjektive Rechte der Natur und der Tiere, 
öffentliches Wirken für die Einführung eines eigenen subjektiven Rechtes der Natur 
einschließlich der Tiere nach dem Bundesnatur- und Tierschutzgesetz und weitere Gesetze 
und Verordnungen. Insbesondere durch den Austausch und Veranstaltungen mit 
politischen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträgern, aktive Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit, Veröffentlichungen, Zusammenarbeit mit der Wissenschaft im In- und 
Ausland, Kontakte mit Schulen, Universitäten. 

(2) den Einsatz dafür, dass der Gesetzgeber der Bundesrepublik Deutschland die Rechtsperson 
der Natur und der Tiere im Einklang mit den Prinzipien des Grundgesetzes dort verankert.  

(3) Zusammenarbeit mit Vereinen, Verbänden, Stiftungen und anderen Organisationen und 
Einrichtungen im In- und Ausland und allen Personen, die gleiche oder ähnliche Zwecke und 
Ziele verfolgen und die Mittelweitergabe an in- und ausländische Personen im Rahmen des § 
58 Nr.2 der Abgabenordnung. 
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(4) das Einwerben finanzieller Mittel zur Förderung des Zweckes und der Ziele, solange die 
Herkunft der Mittel nicht im Widerspruch zu den Zielen des Vereins steht. 

(5) Förderung des Naturschutzes und der Naturschutzgesetze des Bundes und der Länder, des 
Tierschutzes, des Umweltschutzes und des Schutzes der natürlichen Lebensgrundlagen. 
 

§ 4 Gemeinnützigkeit 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnittes „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
(3) Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 

erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
(5) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall der steuerbegünstigen Zwecke 

fällt das Vermögen des Vereins an die gemeinnützige Winter Stiftung für Rechte der Natur, 
die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke 
zu verwenden hat. 

(6) Der Verein ist überparteilich, überkonfessionell und bekennt sich zur freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland. 
 

§ 5 Mittelverwendung und Kassenführung 

(1) Die Mittel zur Erfüllung der Aufgaben des Vereins werden aufgebracht durch 
Mitgliedsbeiträge, Fördermitgliedsbeiträge, Spenden, Zuschüsse und sonstige Zuwendungen. 

(2) Die Ausübung von Ämtern gemäß den Vorgaben der Satzung erfolgt grundsätzlich 
ehrenamtlich. Auslagen können nach Vorgabe des Vorstandes in nachgewiesener Höhe 
erstattet werden. 

(3) Für das Kassen- und Rechnungswesen ist der/die Schatzmeister/in zuständig. Er/sie hat den 
Kassenbericht gegenüber dem Vorstand und der Mitgliederversammlung zu erstellen und zu 
erläutern. 

(4) Die Prüfung der Jahresrechnung geschieht durch 2 mit der Rechnungsprüfung beauftragte 
Personen (Kassenprüfer/in). Jede Wahlperiode beträgt 2 Jahre. Die Kassenprüfer dürfen weder 
dem Vorstand noch einem vom Vorstand berufenen Gremium angehören und keine 
Beschäftigte des Vereins sein. 

 

§ 6 Mitglieder 

Es gibt zwei Formen der Mitgliedschaft:  

• Vollmitgliedschaft 
• Fördermitgliedschaft 

Vollmitglieder können natürliche und juristische Personen ohne finanzielles Eigeninteresse sein.  
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Fördermitglieder können natürliche und juristische Personen, auch Parteien sein. Sie haben kein 
Stimmrecht. 

Es ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag zu stellen. Der Aufnahmeantrag kann auch online oder 
per mail- gestellt werden. Über die Aufnahme von Mitgliedern entscheidet der Vorstand. Den 
Personen, deren Antrag auf eine Mitgliedschaft abgelehnt wird, werden, wenn sie dies anfordern, 
die Gründe der Ablehnung mitgeteilt bzw. erhalten sie die Möglichkeit, die nächste 
Mitgliederversammlung anzurufen, um ihren Aufnahmewunsch trotz Ablehnung durch den 
Vorstand verfolgen zu können. Es entscheidet dann die Mitgliederversammlung. 

Netzwerkgruppen wie Orts- und Regionalgruppen bestehen nur aus Vollmitgliedern. Die 
Gründung einer Orts- und Regionalgruppe erfordert die Genehmigung des Vorstandes.  

Der Austritt aus dem Verein ist schriftlich zu erklären. Er ist ohne Einhaltung einer Frist zulässig. 
Bereits gezahlte Beiträge werden nicht erstattet. 

 

§ 7 Organe 

Organe des Vereins sind 

•  die Mitgliederversammlung 
•  der Vorstand 

 

§ 8 Mitgliederversammlung 

Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. Sie ist insbesondere zuständig für  

• die Entgegennahme des Jahresberichts des abgelaufenen Geschäftsjahres 
• die Beratung über die Ziele und Aufgaben für das laufende und das kommende Jahr mit einer 

Empfehlung an den Vorstand über die Verwendung der Mittel 
• die jährliche Entlastung der Vorstandsmitglieder und Kassenprüfer 
• die Wahl des Vorstandes für die Dauer von 3 Jahren und der Kassenprüfer für die Dauer von 

zwei Jahren 
• Satzungsänderungen 
• die Beschlussfassung über die Beitragsordnung, insbesondere die Höhe der Mitgliedsbeiträge 
• Abstimmung über Anträge, die durch den Vorstand oder durch die Mitgliederversammlung 

vorgelegt werden  
• die Auflösung des Vereins 

 

§ 9 Einberufung und Verlauf der Mitgliederversammlung 

(1) Eine ordentliche Mitgliederversammlung wird vom Vorstand des Vereins nach Bedarf, 
mindestens einmal im Geschäftsjahr, einberufen. 

(2) Die Mitgliederversammlung erfolgt entweder mit Anwesenheit oder virtuell (Onlineverfahren) 
in einem nur für Mitglieder mit ihren Legitimationsdaten und einem gesonderten 
Zugangswort zugänglichen Chat-Raum. 
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(3) Der Vorstand lädt mit einer Frist von 4 Wochen zu einer Mitgliederversammlung auf 
elektronischem Weg (E-Mail oder vergleichbarer Messenger-Dienst) ein an die letzte, vom 
Mitglied dem Vorstand mitgeteilte digitalen Adresse, bzw. auf ausdrücklichen Wunsch des 
Mitglieds, das über keinen eigenen Internetzugang verfügt, per einfachem Brief postalisch. 
Für die ordnungsgemäße Einladung genügt jeweils die Absendung der elektronischen 
Nachricht bzw. des Briefes. Der Einladung ist die Tagesordnung beizufügen. 

(4) Im Onlineverfahren wird das jeweils nur für die aktuelle Versammlung gültige Zugangswort 
mit einer gesonderten elektronischen Mitteilung unmittelbar vor der Versammlung, 
mindestens 3 Stunden davor, bekannt gegeben. Ausreichend ist dabei die ordnungsgemäße 
Absendung der elektronischen Nachricht an die letzte dem Vorstand bekannt gegebene 
digitalen Adresse des jeweiligen Mitglieds. Sämtliche Mitglieder sind verpflichtet, ihre 
Legitimationsdaten und das Zugangswort keinem Dritten zugänglich zu machen und unter 
strengem Verschluss zu halten. 

(5) Die Tagesordnung der ordentlichen Mitgliederversammlung muss insbesondere folgende 
Punkte umfassen: 

• Bericht des Vorstandes 
• Bericht der Kassenprüfer 
• Entlastung des Vorstandes und der Kassenprüfer 
• Wahl des Vorstandes und der Kassenprüfer, sofern dies ansteht 
• Beschlussfassung über vorliegende Anträge 

(6) Eine Mitgliederversammlung ist ferner zu berufen, wenn ein Viertel der Mitglieder die 
Einberufung schriftlich unter Angabe von Zweck und Grund verlangt. 

(7) Der/die Vorsitzende oder sein/ihr Stellvertreter/in leitet die Mitgliederversammlung. Auf 
Vorschlag des/der Vorsitzenden kann die Mitgliederversammlung eine/n besondere/n 
Versammlungsleiter/in bestimmen. Ist keines der Vorstandsmitglieder anwesend, bestimmt 
die Versammlung den Leiter/die Leiterin. 

(8) Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden in einem Protokoll innerhalb von einem 
Monat nach der Versammlung niedergelegt und von einem vertretungsberechtigten 
Vorstandsmitglied sowie dem/der Schriftführer/in unterzeichnet. Das Protokoll kann von 
jedem Mitglied auf Antrag bei dem/der Vorsitzenden eingesehen werden. 

(9) Die Angelegenheiten des Vereins werden, soweit sie nicht vom Vorstand zu besorgen sind, 
durch Beschlussfassung in einer Mitgliederversammlung geordnet. Zur Gültigkeit des 
Beschlusses ist es erforderlich, dass der Gegenstand bei der Berufung bezeichnet wird. Bei 
der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

(10) Auch ohne Versammlung der Mitglieder ist ein Beschluss gültig, wenn alle Mitglieder ihre 
Zustimmung zu dem Beschluss schriftlich oder elektronisch erklären. 

(11) Zu einem Beschluss, der eine Änderung der Satzung enthält, ist eine Mehrheit von drei 
Vierteln der abgegebenen Stimmen erforderlich. 

(12) Anträge auf Satzungsänderungen müssen den Mitgliedern vorher über die Einladung zur 
Mitgliederversammlung mitgeteilt werden. Der Vorstand wird ermächtigt, Änderungen und 
Ergänzungen der Satzung vorzunehmen, die das Amtsgericht für die Eintragung der Satzung 
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oder einer Satzungsänderung in das Vereinsregister oder das Finanzamt zur Bewahrung von 
Gesetzen insbesondere über die Anerkennung der Gemeinnützigkeit verlangt. 

(13) Die Mitgliederversammlung findet jährlich in den ersten sechs Monaten statt. Der Vorstand 
lädt schriftlich ein. Eine elektronische Einladung per E-Mail ist zulässig. Die Einladungsfrist 
beträgt vier Wochen. Mitglieder, die eine postalische Einladung mit einfachem Brief 
verlangen, sollen dies bis zum Ende eines Geschäftsjahres erbitten. 

(14) Die Versammlung findet als Präsenzveranstaltung und/oder elektronisch statt.  

 

§ 10 Vorstand 

(1) Die Mitgliederversammlung bestellt in geheimer Wahl die Mitglieder des Vorstandes. 
 

(2) Die Wahlperiode beträgt drei Jahre. Wiederwahl ist zulässig. 
 

(3) Die oder der erste Vorsitzende und die oder der Schatzmeister/in bleiben bis zur Neuwahl im 
Amt.  
 

(4) Der Vorstand besteht aus  
• Der oder dem ersten Vorsitzenden 
• Der oder dem zweiten Vorsitzenden 
• Der Schatzmeisterin oder dem Schatzmeister. 
• Bis zu sechs Beisitzer/Besitzerinnen 

 
(5) Der Vorstand ist ehrenamtlich tätig. Jedes Mitglied des Vorstandes kann hauptamtlich 

bestellt werden. Vorstandsmitgliedern kann eine Vergütung bewilligt werden, die die 
gesetzliche Obergrenze nach § 31a BGB nicht übersteigt. Hierüber entscheidet die 
Mitgliederversammlung. 
 

(6) Der Vorstand kann Werkverträge mit Vorstandsmitgliedern abschließen, deren Gegenstand 
keine Vorstandstätigkeit ist. Aufwandsentschädigungen können gezahlt werden, die 
regelhaft durch Belege nachgewiesen werden sollen. Über einen Anstellungsvertrag 
entscheiden die übrigen Mitglieder des Vorstandes. 

(7)  Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins, soweit sie nicht der Mitgliederversammlung 
zugewiesen sind. Er vertritt den Verein außergerichtlich und gerichtlich. Der oder die erste 
Vorsitzende und ein weiteres Vorstandsmitglied können den Verein gemeinschaftlich 
vertreten. Die übrigen Mitglieder des Vorstandes vertreten den Verein gemeinschaftlich. 

(8)  Über die Geschäftsführung entscheidet der Vorstand ggf. mit der einfachen Mehrheit der 
Vorstandsmitglieder.  

(9)  Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(10)  Der Vorstand kann Aufgaben und Befugnisse, die zur laufenden Geschäftsführung notwendig 
sind, auf eine Geschäftsführerin oder einen Geschäftsführer übertragen. Die Einzelheiten 
werden durch einen Dienstvertrag geregelt. 
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(11)  Der Vorstand kann Mitglieder aus wichtigem Grund ausschließen. Das betroffene Mitglied hat 
das Recht, die Mitgliederversammlung anzurufen, die letztendlich über den Ausschluss 
entscheidet. 

(12)  Der Vorstand kann ein Kuratorium bestellen. Das Kuratorium berät den Vorstand. 

 

§ 11 Auflösung des Vereins 

(1) Der Verein kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aufgelöst werden. Der 
Beschluss bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen.  
 

(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall der steuerbegünstigen Zwecke 
fällt das Vermögen des Vereins an die gemeinnützige Winter Stiftung für Rechte der Natur, 
die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke 
zu verwenden hat. 
 

§ 12 Allgemeines 

Soweit diese Satzung keine Bestimmungen enthält oder Bestimmungen unwirksam sind oder 
werden, gilt das Gesetz. 

 

Hamburg, 20.07.2024  

 


